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zwcissU Sr-m ''nd be:uerkt, daß nur das dcaz'-Zssche
Vertrauen des Volks zu den Personen der Friedens?
lichter und ihrer Beisitzer dieselben in Stand Men
kann, diese Autorität in öffentliches Ansitzen zu brin?
Zen, und ihren heilsanien Zwck zu erfüllen.

2) Wer soll die Legion der ^Friedensrichter, Bei?
filler, Schreiber und Weibcl bezahlen?

Wenn es die Nation thun soll, so hatte inan vor
dem Beschluß die Totalsumme dieses Kostens ungefehr
berechnem, und den gesezgebenden Rachen zur Sache?
genhaltung mit den Staatseinkünften mittheilen sollen-—
Will man aber die Friedensrichter, Beisitzer, Schrei?
der und Weibeh ans den Sporteln der sich zum Freund?
lichkeitsversuch vor ihnen einzufinden gezwungnen Par?
teien belohnen, so ist sehr zu besorgen, es werde die
Nation in diesem Institut nichts anders als eine neue
lästige Instanz sehen Dadurch wird auch den heig-s
hungrigen Stadt und Landpfuschern in der Abvoka?
rar nichts abgehen, im Gegentheil werden sie sich ihre
Schnueralien, die sie als Wegweisung den
Parteien zu ihrem mündlichen Verhalt mit??
theilen, weit theurer bezahlen lassen, als eine per?
söuli.ye Assistenz.

Diese beiden Fragen, die sich die Majorität der
Commission auf keine vorzügliche Art zu lösen weiß,
laßt sie so viele vor und unvorsehbare Schwierigkei?
len und Jnkonvenienzen bei Annahme des vorliegenden
Beschlusses befürchten, daß sie nach ihren Empfind»»?
gen nicht anders als dem Senat die Verwerfung des?

g chw..«.»rathen kann. Ohne sich den angeregten In?
-/onài'enzen bZoszusetzcn, glaubt hingegen die Maj.
der CommWwi. es könnte wenigstens auf ein
Pr » bja h r, wen durch ihr Amt einen nahmhaften
Einfiuß auf die Gemeindsangehrngen habenden Mu?
»nzipalitaten jedes Orts die besondere Pflicht der Ver?
Niittlung und Ausgleichung, es feie durch sie selbst,
oder bnrch Zuziehung ehrbarer, deiffParteicn beliebiger
Männer aufgetragen, und in kleinen Zwistigkeicen
tin definitives Spruchrecht gleichsam jiudllSro clc>-

riiozlwa ertheilt werden, Eleberdieß könnte man den

Distriktsgerichten (deren erste Pflicht ohnehin immer
«afVereinbarung gehen soll) «ine gewisse Kompetenz?
s.mine zum absoluter; Cmtfcheid bestimmen, und in
Welchen unter ihrer Compete»; sich befindlichen Fallen
« ine fummarichw Prozessor»! (ohne Zulassung von An?

w aldcn noch Schriften) vorschreiben. Entsprechen dann

t iefe Vorkehren dem auf Hemmung der Prozeßlust zie?

ib.»den Wunsch und Zwek wider alle Erwartung nicht,
fv ließe sich dann nach Jahresfrist immer c he n d er
tsi neue Autoritär voit Friedensrichtern -einfuhren;
«As einnial eingeführt, wenn man sie schon.als über?

fisisslq augescheu, wieder abstellen. Der Emwuef:
d«g Munizipalitaten könne, natz, der reustitukwnsllen
Regel keine richterliche Gewalt zukommen,.wird nach
dem Erachten der Maj. durch die Betrachnmg--gehoben,
daß die Tilgung geringfügiger Streitigkeiten, wie Rau?

fcre'.n, Schimpsieden, DlensteissZßnen, Viehschäöm
u. d. gl. eigentlich mehr in das Gebiet der Polizei als
des bürgerlichen Privalrechts gehören; und übwgens
hat eine allgemeine Regel niemals den Gesezgeber von
einer heilsamen Ausnahme in einem ganz besonder«
Fall abgehalten.

Ntriebt der Minorität der Comlttjssson; vor?
Megt vou Z ä sün.

Die Minorität der Commission wegen dem Be?
schlnß der Friedensrichter und Friedensgerichte findet
die darin enthaltene Einthcilnng der Distrikte in Be?
zirke, welche (ausgenommen der grossen Gemeinden
von 10000 und mehr Einwohnern) nicht weniger als
1500 und nicht mehr als 3000 Seelen enthalten sollen,
zwekmassig und auf die Erleichterung des Landbürgers
abzielend sie glaubt durch die Einrichtung von Frie?
densrichtern und Gerichten werde sowohl dem-sehnliche»
Erwarten eines grossen Theil der helvetischen Nation
entsprochen, als auch die Abstellung vieler und kostspie?
liger Prozesse vor den Distriktsgerichten bewirkt; sie ist
der Meinung, die Furcht, daß durch Aufstellung der
Friedensgerichte die Prozeduren vorj den Tcibunàn
vervielfältigt werden, seie ungegründet, indem

1) Ein einziger Friedensrichter in seiner Gemeinde,
dessen Nutzen beinahe jedermann anerkennt, ohne Bei?
Wer in AmtsgesciMen bei Entscheidung von Streit?
fachen, eine blosse Maschine Ware, welcher als. einzelne
Person, das Zutrauen seiner Mitbürger nicht immer
oder nicht vollständig gensße, daher der Beschluß zur
Untersuchung und Absprechnng bei jedem einzelne»
Falle 2 Gehülfen vorschlagt, deren Auswahl und Ver?
werftmg unter der Anzahl von 6 Beisitzern (laut einem
folgenden Beschlusse) von den Parteien selbst abhan?
gen wird.

2) Wachst durch diese Einrichtung die Zahl der
Beamten nicht so hoch, als beim ersten Anblik scheinen
könnte, da im größten Bezirk eine Stadtgemeinds
von loovo und mehr Seelen, ungefähr 20 in denklein?
sten Bezirken von 15°° Seelen aber 3 Beisitzer seyn
werden. Für die Landbürger muß es wesentli ch er Vor?
theil seyn, wenn sie, ohne vor das oft entfernte Dm.
striktsgcricht zu kehren, sich in einer Streitsache an
den Friedensrichter und von diesem an das Friedens?
gericht wenden können; — die vielleicht besorgt werden?
de Schwierigkeit, nicht genug Personen für solche Aem?
ter zu finden, wird nicht statt haben da vorzüglich
altere erfahrne Leute in den Gemeinden hiezu tauglich
seien, daher auch das Alter,eines Friedensrichters auf
40 Jahr bestimmt gewünscht worden Ware, so aber
durch einen folgenden Beschluß über diesen Gegen?
stand geschehen kann; — da das Gehalt des Friedens?
richtcrs theils massig bestimmt werden, theils in der
seinem Fach der Gerichtsbarkeit angemessenen Entscha?



ZZ

digun g bestehen wird, die Beisitzer aber keine Besold
dung von der Nation beziehen., so wird auch der mch-
rere Kostenauflvaud nicht befürchtet, gegenthcils aber
eine Erleichterung für die Nation gehoffet, wenn die
Distriktsgerichte weniger Arbeit Hatten, welches zu
erzielen wäre wann den Friedensgerichten hei Poli-
zeifallen ein massiger Theil der fallenden Spruchuc-
theile und Siegelgelder bewilligt würde, so ebenfalls
durch einen der folgenden Beschlüsse gehoft wird.
Endlich glaubt die Minorität, das Amt der Beisitzer
am Fricdcnsgericht eines Bezirkes feie mit demjenigen
eines Munizipalbeamten vereinbar, ihr ist kein dage-
gen streitendes Geftz bewußt, und obschon.sie, jedoch
nur in kleinen Bezirken, die Anstellung des Weibe!«
für zu kostspielig halt, so glaubt sie dagegen daß au
mehrcrn Orten auch die Munizi'pakitatsweibek, beide
Aemter zugleich verschen können — Ans all'diesen Be-
weggründen überzeugt von der-Dringlichkeit des Ge-
genstandes rath die Minorität zur Annahme des ge-
genwartigen, den Grundsatz von Friedensrichter, und
Gerichten.festsetzenden.Beschlusses...

Senat,, iz November.
(Fortsetzung.)

Pfy ff er : So lange Unterschiede unter Gemeind-
bürgern und Aktivbürgcrn bestehen werden, so lange
seh' ich in jeder Gemeinde eine Quelle von Conflikten
verschiedener Gewalten, von Uneinigkeit wegen der Ab-
gaben, die auf den Gemeindegütcrn und öerft, die
von allen, auch von denen, die an diesem keinen
Antheil haben, zu erheben sind. Diese Constikte, diese
Unterschiede., diese bleibenden Anlasse zu Uneinigkeiten
und Hader, zu Stolz auf der einen, zu Bedrückung aus
der andern Seite, können nicht anders gehoben wer-
den, als daß die Theilungen der Bürgergüter befür-
dcrt, ihr Modus festgesezt, daß der Zuèrit zunî Genuß
der Vürgergergüter möglichst erleichtert werde, und
daß Staatsgut vom Gmieindgut, zumal in Absicht
der Armen und Schulgüter wohl unterschieden werden.
Die Geftzgcbung muß wesentlich dahin sireben, daß
diese gehässigen Unterschiede, diese ewigen Anlasse zu
Fehden bald verschwinden daß Staatsgut vom Ge-
memdegut wohl unterschieden werd?. In dem Eon-
sidérant finde ich keine dieser Hauptrükftchten ausge-
denkt, kein Prinzip, das ein Streben der Geftzgebung
nach Henmg dieser Unterschiede, ein Sweben nach
Cmrracltt der Bürger, nach Einheit der Genüjje, so
Wischer Kosten der Bürger anzeigte. Eine Munizwal-
à'ichtung nach einem so engen Gesichtspunkt abge-
sagt, kann nicbt anders als höchstunzwekmasslg ans-
fallen; aus dieser Rüksicht und aus den von B. Usterj
und Barras angegebnen Gründen verwerfe ich den
Beschluß.

Der. Beschluß wird angenommen.

Derjenige, welcher auf eine Bitt'"-wist der Ge-
meine Stàfa, um Abschaffung der Z> nf e und Jnnun-
gcn, das Direktorium cmffodcrt, das Geftz vom ry
October über allgemeine Gewerbsfteihcit zu schlcuni-
ger Vollziehung zu bringen, wird zum erstenmal ver-
lesen.

Gcnhard bedauert, daß der grosse Rath diesen
Beschluß nicht mit Urgeuz begleitet habe; da es ein-
zig um Vollziehung eines gegebenen Geftö-cs zu thun
ist, so will er, der Senat soll die Urgenz erklären und
den Beschluß sogleich annehmen.

Usterr widersezt sich diesem Antrag, der dem
Reglement zuwiderlauft; die Urgenz machr immer einen
besondern Beschluß aus, zu dem der grosse Rath die
Initiative, der Senat das Annahme- oder Verwcr-
fungsrecht hat, mithin sich die Initiative nie anmaft-
sen darf.

S tap fer begreift nicht, wie man sich diesem'
Beschluß widersetzen könne, da das Geftz schon vor--
Handen ist. EhO wir das Reglement besassen, habe
der Senat oft Urgenz erklärt, also werde er das jezt
auch noch thun kennen — und er stimmt dazu.

Schwall er. bemerkt, die Bittschrift sey vom i
November; unser Geftz nicht viel alter; es werde
seither nun wohl bekannt gemacht worden seyn, und
die Urgenzerklarung ware unnöthig.

Bay wünschte auch sogleich anzunehmen, aber
das Reglement verbietet dieses und wir sind das Bei-
spiel des Gsho'ssmus. für angenommene Gesetze und
Formen schuldig.

Gen h a r d nimmt seinen Antrag zurük. M üret
simunt zur. Tagesordnung.

Man geht zur Tagesordnung über.
Ein Beschluß über die Anstellung eines italiani-

scheu Dollmetschcrs im grossen Rallie, wird wegen
Redaktionsfehlern zurükgcsandt.

Ein anderer, der diesem Dollmetsch seine Besol-
dung anweist, wird verlesen. Zaslin will ihn ver-
tagen. Meyer v. Arb. an eine Commission weisen.
Fornerod bemerkt, daß dieftr Beschluß nichts ist,
w lange der vorhergehende nicht angcnsmmen worden.
Meyer v. Aran will die Dringlichkeit desselben vcr-
werfen und ihn so zurüksenden. Dieses wird be-

schlösse».

Badoujr schreibt, er hoffe, seine Gesundheit
erlaube ihm bald wieder im Senat zu erscheinen und

Berthollet entschuldigt schriftlich durch Unpäßlich-
kejt seiner Abwesenheit.

Meyer v. Ar a u. veranläßt durch die heutigen Te-
merkungen eines Mitglieds über, die itnverstandlickkeit
einer Gefttzeseinlcituug des grossen Riches, bemerkt.,
daß er zu Hause vielfältig die gleiche Klage über
unsre Gesetze höre, und schlägt vor, der Senat ftn!
keine Resolution mehr annehmen, die nickw in dcutu.-.
eher, verständlicher Landessprache abgefaßt ist..



Zâslin macht einige Bemerkungen über die
Schwierigkeit der Ausführung dieses Antrags.

AufLüthis v> Lang n. Antrag, sollen die ältern
Protokolle dem Reglement gemäß von den jeweiligen
Seeretars unterzeichnet werden.

Senat, 74. November.
Präsident: Cran er.

Zäslin berichtet im Namèn der Commission über
den, die durch Feuer, Wasser u. 5 w. Beschädigten
betreffenden Beschluß; die Commission tritt völlig in
die Grundsätze der Menschlichkeit, die demselben zum
Grunde liege», ein, sie billigt auch die Mittel und
Vorsichtsmaaßregeln, die 'derselbe enthält; allein sie

findet in der gten Erwägung eine Stelle, die irrig
ist; es ist darin von Schaden die Rede, der durch
den gegen Frankreich geführten Krieg ver-
ur sacht worden; nun sey aber bekanntlich der
traurige Revolmionskrieg nicht ein Krieg gegen Frank-
reich, sondern vielmehr die Folge der Hülse vonSeite
Frankreichs, die diese grosse Nation der Freiheit ge-
leistet hatte, gewesen; jene Ausdrücke seyen also un-
richtig, übel angebracht und geziemen sich den Ge-
.ftzgcbcm Helvetiens nicht. Der gr. Rath werde sich

ohne Zweifel beeilen, dieselben zu verbessern und
darum räth die Commission zur Verwerfung. For-
nerod untersiüzt diesen Bericht-

Lüthi v. Sol. findet, wenn auch die Verwer-
fungsgrimde der Commission nicht vorhanden wären,
so müßte der Beschluß dennoch noch um anderer
willen, verworfen werden. Der 1 K desselben enthält
so viel Unbestimmtes, daß die Nation dadurch mit
ungeheuren Schulden belastet werden könnte: die seit
dem 1 Januar ohne ihr Verschulden Beschädigten, sol-
len Unterstützung erhalten; könnten auf diese Art nicht
alle durch Ünglüksfällc banquerotte Kaufleute Schad-
loohalttmg verlangen. Und endlich, wie lange wsl-
len wir noch die alte Uuterstntzungsmethodc fortdauern
lassen — Warum nicht nach dem Beispiele des ganzen
aufgeklarten Europa's Assecurcmzanstalten einrichten.—
Das Motiv der Commission wäre zur Verwerfung
nicht hinreichend^ der grosse Rath könnte mit der Aen-
dcrung im Considérant allein, die Resolution nur in
sechs Monaten wieder senden: sie muß entweder um
ihres Inhalts oder wegen fehlerhafter Redaktion ver-
worsen werden.

Zaslin vertheidigt die Commission, obgleich er
den Bemerkungen Lüthis alle Gerechtigkeit wiedersah-
ren laßt. — Solche neue allgemeine Ansialten erfodern
aber viele Zeit und indeß muß doch Unterstützung statt
finden.

Der Beschluß wird verworfen.

Geh m id erhält für z Wochen und Hâfelin für
i Moflat Urlaub.

Grosser Rath, 8. December.
Präsident: Cartier.

Das Direktorium übersendet den Entwurf zur
Organisierung der helvetischen Nationalmiliz. (Wir
liefern ihn, mit der Diskussion, wie er ist angenom-
men worden, im nächsten Stük).

Er la cher fodert Dringlichkeitserklärung und daß
dieser Vorschlag behandelt werde. Die Dringlichkeit
wird erkannt.

Nüce fodert Verweisung an die Militärcommis-
sion, glaubt aber, vieles von diesen Gegenständen
sollte in geheimer Sitzung behandelt werden und bes
gehrt, daß diese Commission in zwei Tagen einen
Rapport mache. Kühn fodert, daß dieser Vorschlag
sbgleich behandelt werde, weil es nun nicht mehr Zeit
ist zu zaudern, sondern die Organisation d eses Theils
unsrer Staatseinrichtung höchst dringlich ist. Haas
stimmt Kuhîl bei und wünscht eine Einladung an das
Direktorium, um so schleunig als möglich auch emen
Entwurf über die Organisation der Artillerie uns mit-
zutheilen. Zimmermaun anerkennt die Dringlich-
reit, fodert aber, weil zugleich auch Sorgfalt be- die-
sem wichtigen Gegenstand erfoderlich ist, Vermessung
an eine neue Milirärcommisslou, die bis Montag einen
Rapport mache. Rosetti fodert Ucbersetzuug dieses
Organisationscntwurfs ins italiänische. Secreta»
glaubt nicht daß es jezt Zeit zum Verweisen in eine
Commission sey, und da dieser Entwurf von guten
Militärs abgefaßt ist, so sollen wir Zutrauen zu dem-
selben haben; es werden Militaremcheilungen, Sol-
daten und Offiziere vorgeschlagen, dieß ist für Helve-
tien genug! Wann man Einwendungen gegen den
Vorschlag zu machen hat, so mache man sie jezt; die
Grundsätze sind gut und republikanisch, also laßt uns
handeln und nicht aufschieben! Wir sind Schweizer,
haben Muth, unsre Bajonette werden scharf genug
sey» wider die Feinde der Freiheit, laßt uns uns
organisiren und das Vaterland ist gerettet! Also fodre
ich sogleich Behandlung dieses Vorschlags. Nüce
beharret auf seinein ersten Antrag und denkt, erfahrne
Krieger, wie mehrere unter uns sind, werden das eine
und andere höchst wichtige an diesem Vorschlag zu
andern haben, und die Schärfe unsrer Bajonette wer-
de nicht abgestumpft werden, wenn wir schon diesen
wichtigen Gegenstand sorgfältig behandeln. Graf
stimmt Zimmcrmann bei und glaubt besonders die
Bataillone seyen nach diesem Vorschlag viel zu schwach.
Guter will den Frieden nicht, wann nicht Freiheit
damit verbunden ist und will Krieg, wann er zur Be-
schützung dient für die Freiheil; er kennt vom Kriege
nichts, als den Schlachtschritt, den jeder Republikaner
sein Herz lehrt; er widersezt sich also der Verweisung
an eine Commission. Erlacher stimmt Secreran
eifrig bei. Haas beharret ebenfalls auf angenblikli-
cher Behandlung. Carrard ist verwundert über die



beständige Aufhaltung der Militârorgani'sation, beion-
ders da jeder Tag Aufschub dem Vaterland gefährlich
werden kann; wir können die allfalligcn Fehler spater
noch verbessern und man wird hier die Fehler so gut
wie in der Commission verbessern können; es ist Zeit
daß wir uns endlich in den Stand setzen, unsre Frei-
heit selbst zu vertheidigen, um im Nothfall der Welt
zeigen zu können, was die Schweizer für die Freiheit!
zu leisten im Stande sind. Capani stimmt Carrarss
bei und bemerkt, daß Frankreich sich durch Besässen-
nigung, nicht durch Verweisung an eine Commission
gerettet habe. Zim m ermann beharret dringenst auf
der Verweisung an eine Commission, weil nicht bloße
Organisation, sondern gute Organisation das Vater-
land retten kann und sehr leicht eine schlechte Orga-
nisatjon dem Vaterland gefährlich werden köunte Die
Commission wird angenommen und in dieselbe geord-
net: Koch, Aerni, Vo n derflûe, G r a f u. N à c e.

Wyder begehrt Behandlung von Nuces Motion
über die Urseiinerinnen, weil ein grosser Theil von
ihnen bejahrt ist; sie haben viel in? Kloster gebracht,
und wissen nun nicht woraus sie sich erhalten sollen.
Er begehrt also, daß man ihnen etwas zukommen
lasse, und daß sie sich wieder mit dem Unterricht der
weiblichen Jugend beschäftigen möchte».

Näce stuft, ich habe das Verzeichniß in Hän-
den, daß zwölf oder vierzehn dieser biedern Bürge-
rinnen über sechzig Jahr ait sind, und fünf oder
sechs über fiebenzig. Seit dem August, da man sie

Zwang aus ihrem Haus zu treten, hat man ihnen
noch keine Hülfe gegeben ist das menschlich? ist
das das Mittel der Revolution Freunde zu machen?
ist das das Mittel den Schlangen, den Fanallkern
Stillschweigen aufzulegen t Wir haben die U-ftlinerin-
ncn verjagt, und lassen sie sitzen. Sie sind ihren
Verwandten auf dem Hälfe, uns wir denken nicht an
sie. Ich begehre daher eine Kommission, die nicht
nur den gezwungen, sondern auch den freiwillig Aus-
getrettuen, Brod v rschasse. Alle Bürger und Bür-
gerinnen sollen mit der Revolution zufrieden seyn!

Ich habe Euch von der Nothwendigkeit gespro
chen, den Unterricht der weiblichen Jugend fortju-
setzen; seitdem habe ich erfahren, daß diese Bürgerin-
nen aus wahrem Eifer zmn Unterricht die jungen
Tochter versammeln; der Staat hat aber keinen Theil
daran

Anderwerth zeigt an, daß dieser Gegenstand
lchon an die Klostercommission gewiesen wurde, und
begehrt, daß sie in acht Tagen rapportiere.

». ^V.îoes: Eg rührte mich sehr als uns N»ce
oen beklaglichen Zustand der Urselinerinnen schilderte.
Nie kam es uns in Sinn < ein Kloster seiner Güter
zu berauben. Ich begehre eine Boltschaft an das
Direktorium, um die Umstände dieses Klosters zu
kennen; erst dann können wir etwas beschiiessm.

^ Koch: diese Motion hat zwei Gegenstände — die
Erziehung der weiblichen Jugend von êuzern, und die
Unterstützung der lirseliuermneu. Ueber den ersten
Gegenstand unterstütze ich die Einladung, wenn sie

zum Zwek hat die Urselinerinnen mit dem ganzen zur
Erziehung gehörigen zu vereinigen; denn wenn die
Erziehung eiwas rechtes seyn soll, so muß sie im
ganzen gleichförmig seyn. Ueber den andern Gegen-
stand stimme ich für Hinweisung an die Kommission.
Zugleich muß ich sagen, daß die Urselinerinnen be-
reits einen Vorschuß von 8° Gulden erhalten haben.
Zum Beweis, daß man diesen wirk ich guten Bürge-
rinnen nur wegen dem Drang der Umstände nicht
ganz entsprechen konnte.

Carrard: Was die Pensionen für diejenigen
betrift, deren Klöster aufgehoben werden, oder die
den Mönchsstand freiwillig verlassen, haben wir
nich-s z» tyun als der Kommission Beschleunigung
zu empfehlen; und vorzüglich wird sie für diese Bür-
gerinnen sorgen. Was den andern Gegenstand betrift,
wisse» wir wie wichtig das Urselincrkwster für die
Erziehung der weiblichen Jugend in Luzern war. Nie
wollten wir sie dessen berauben! Ich stimme also,
wie Nüce, zu einer Einladung an das Direktorium,
den Urselinerinnen, welche uns ihr Haus so gefällig
abtraten, ein schikliches Gebäude' für den Unterricht
anzuweisen.

Schlumps folgt, und sagt, er wunderte sich
sehr Luzerner klagen zu hören, daß diese wohlthätige
Anstalt zerstört, und die Urselinerinnen ihres Un-
terhalcs beraubt seyen; da dieß doch keineswegs dem
Geftz angemessen ist.

N«f nnterstüjt alle, welche die Urselinerinnen
unterstützen wollen, widersezk sich aber dem von Nüce
angegebnen Grund, sie seyen aus ihrem Wohnsiz ver-
trieben worden; indessen sie auf die erste entfernte
Anfrage hm, sagten: es thue ihnen wehe diese schöne
Wohnung zu verlassen; allein sie geben sie uns mit
Freuden.

Haas: Ich hoffe man werde auch mir erlauben,
ein Wort über die Urselinerinnen zu reden. Ich danke
Näce, daß er die Sache wieder einmal zur'Sprache
brachte. Indessen muß ich auch Näf unterstützen, und
zum Ruhm dieser Frauen sagen, daß so bald sie von
mir und Secretan hörten, daß ihr Kloster der S'Z
des grossen Raths seyn könnte, sie zwar sagten: es
schmerze sie diesen schönen Wohnsiz zu verlassen; aber
auch zugleich, daß sie zu viel Vaterlandsliebe hätten,
um dieses zu verweigern. Es wundert mich, daß
man diese Bürgerinnen nicht von den andern Kloster«
geistlichen ausnehmcn und sie warten lassen will bis
zum allgemeinen Geftz über die Penstonen. J/Ocs,
sen sagt man sie haben etwas erhalten von dem Er-
losten ihrer verkauften Effekten. Es hat vortrefliche
Frauen miter ihnen; allein sie sind ihren Verwandten
zur Last, die oft mcht reich sind, und ße schon ins



Kloster ausgesteuert haben. Was hie Erziehung be-

triste so weiß ich wohl, daß sich, der Minister mit
einem neuen System darüber beschäftigt; aber sollen
darum die bestehenden Institute nicht fortgehen bis
dabin? Soll die Jugend in dieser Zeit nicht einmal
lesen lernen. Ich unterstütze also auch die Einladung
an das Direktorium. Ich kenne einige unter diesen

Bürgerinnen, die gerne nach einer neuen verbesserten
Forin lehrten, und solche, die dem Minister mehr
Aufschluß über die weibliche Erziehung geben könn-
ten, als er auf keiner Umversitäk finden würde.

Erlacher: Ich weiß, daß keiner unter uns ist,
der den Urselinerinnen nicht gerne die Pension bewi!
ligen wird; allein ich wollte man bliebe künftig bei
der Sache, und käme nicht mit entehrenden Ausdrm
ken für die Versammlung. Und Haas muß ich sagen,
daß eben nicht alles verloren ist; die Kinder lernen
das a b c noch immer..

Die Einladung an das Direktorium wird er-
kennt, und der Gegenstand der Pensionen an die

Klosterksmmission gewiesen, die über die Urseliuemi
nen besonders rapportieren soll.

Das Direktorium ladet die Gesezgeber durch eine

Botflbaft ein, sich mit der Abfassung eines Civücod-x
zu beschäftigen— eine Arbeit, die dringend sey, um
einer Menge Anfragen zuvor zu kommen, welche die

Ungleichheit der alten Eivilgefitze, und ihre Unver-
traglamkcit mit verschiedenen Grundsätzen der Kon-
siuution erzeugen.

Deloes begehrt eine Kommission, Serre tan
folgt nud sagt,, ohne Zweifel ist das dringendste da
von die Prozedur, und hierüber wird Euere Kom.
Mission künftige Woche, euch die Grundsatze vorlegcn.
Werden sie angenommen, so werdet ihr in wenig Zeit
einen Civilcodex haben,, in so weit er die Prozedur
betrift.

Pellegrini findet es sey für cm wredergebsrnes
Volk erniedrigend, sich noch ter barbarischen Gesetze zu
bedienen, die der Föderalismus erzei gte. Er finder/
es müßee den Richtern sehr schwer fallen Prozesse'
Zu beurtheilen, wo die Gesetze nicht deutlich seyen.

Er begehrt, daß unverzüglich eine Kommission nie
dergcfeZt werde, die mir Beschleunigung einen cinfa-
chcv und deutliche» Plan zu einem C>v !eodex entwerfe.

H über: Ich bekräftige alles was die Prävpi-
lwnten gesagt haben; allein bei den vielen dringenden
iaglichen Geschäften sehe ich? keine Möglichkeit, daß

's so bad geschehen könne. Es ich eine Ar-
b !t, die àbk provisorisch gemacht, werden, kann.
Zche Sache muß durchstudiert Und die. bcstehenden Ge-
jechücher berathen wurden, u d ich zweifle, ob wir-
nür !» den Versammlung L'cht genug, haben. Ich
wünschte, daß eine Kommission von neun oder eilf
Gucdern ernennt würde, daß sie sich trennte und
t eilweise arbeitete. aber der- Gleichförmigkeit w<wcn
oft zusammen träte;, daß sie bald einen vsrläufigen

Rapport mache, und Preise ausschreibe für Vorschläge
sowohl über das Ganze als über einzelne Theile. Ein
Mann, der vielleicht das Ganze kennt, wird in sei-
nem Kabinette immer besser arbeiten, als eine Kom-
Mission von vielen Gliedern. Der neue Kodex soll
uns Ehre machen, um so mehr, da wir schon Vor-
laufer in monarchischen Staaten und an Frankreich
haben. Man kann die Sache nicht übereilen, denn
wenn das neue Geftzbuch nicht vollständig und gut
ist, so ist es schlimmer als die alten Gesetze.

Graf folgt und bringt besonders auf die Preis-
ausschreibmig.

(Die Fortsetzung folgt.)

Gesez.
Die gesezgebenden Ràthe, in Erwägung: daß die

Entweichung, über welche das Direktorium in seiner
Botschaft vom loten November die Aufmerksamkeit
der geftzgebendeu Rathe auffordert, nur der Verfüh-
rung, der Feigheit, ober feindseligen Absichten zuzu-
schreiben seye;

In Erwägung, daß das einzige Mittel, die
schlimmen Wirkungen derselben zu hindern, dieses sey,
den obgenamtten.Uebeln, die Aufklärung, die Verach-
tung und die. Strafe entgegen zu sezen;

- Nach erklärter Urgcnz,

Ve.r ordnen:
"

I)' Die jungen waffenfähigen Bürger, welchen
angezeigt worden ist, sich zur Vertheidigung der Re-
publik bereit zu halten, verlezen durch ihre Entwci-
chung ihre Pflichten gegen das Vaterland, und wer-
den vor den Geftüen strafwürdig,

H Das Gesez steht alle diejenigen, welche nach
der Bekanntmachung des Beschlusses des Vollziehungs-
direktoriums über' die Wassenübung, den helvetischen
Boden verlassen haben/für Verführte an, und be-

stimmt ihnen die Zritfnst von sechs Wochen, von
Bekanntmachung des Gesetzes an, um zurükzukehren.

z) Diejenigen, die nicht in der durch das Gesez

bestimmten Zeit zurükkchren, sind,, der Konstitution
zufolge, ihres Bürgerrechts verlustig.

4) Avsser der Strafe des Verlustes des Bürger-
rechts sott annoch die Straft von zchen Jahren Ket-
ten diejenigen treffen, welche ihr Vaterland verlassen,
und zu einem ?s.. der Republik nicht anerkannten
Kriegsdienst sich werden anwerben lassen.

5) Die Falschwerber, die Verleiter zum Auswan-
dern, uud diejenigen, welche die Waffen gegen die

Republik tragen werden, sollen mit dem Tode bestraft
werden. -

Im Falle solche nicht betreten werden konnwn,
so soll ihr Vermögen von dem Staat in Beschlag gc-



nsmmen, verwaltet und aus dessen Ertrag ihre Fu-
milieu unterhalten werden, jedoch mit der Vorsicht,
daß diesen Familien nicht die Mittel gegeben werden,
diese Verbrecher im Auslande zu unterstüzen.

6) Die -Regierungs- und Untersiatthalter sollen
von nun an, allen Schweizerbürgern, welche im Fall
des ersten Artikels des gegenwärtigen Gesetzes sich bc-
finden, keine Passe mehr ertheilen, um übtr die helve--
tischen Grenzen sich zu begeben, ausgenommen die im
7ten und 8cen Artikel genannten Burger, und die in
die in dem ytm Artikel bezeichneten Feigen.

7) Von diesem gegenwärtigen G esc; sind diejeni-
gen ausgenommen, welche durch ein Zeugniß der
Munizipalität, visiert durch die Verwaltungskammer,
die Nothwendigkeit ihrer Reise und ihres Aufenthalts
ausser den helvetischen Grenzen, und ihren Bürgerst:»:
erweisen werden.

Wenn der Statthalter dennoch Anstand finden
sollte, den Paß auszufertigen, so wird das Direktor
rium darüber entscheiden.

8) Denjenigen welche fich in auswärtigen von
dem Gesetze bewilligten Kriegsdiensten befinden, sollen
ihre Werb- und Handgeldzeduln statt der im ?tm Ar-
tikel bestimmten Zeugnisse dienen.

9) Diejenigen, welche ohne die Nothwendigkeit
ihrer Reise ausser den helvetischen Grenzen, und ihre
Treu an das Vaterland erwiesen zu haben, dennoch
aus Feigheit das helvetische Gebiet durchaus verlassen
wollen, sollen von dem Regierungsstatthalter Passe
dazu erhalten, welche die Anzeige enthalten sollen, daß
sihnen die Rükkehr in das Vaterland für immer unter-
sagt sey.

Ihre Namen sollen dem Direktorium eingesandt,
an ein schwarzes Protokoll eingetragen, und in ganz
Helvetic» durch die öffentlichen Blatter bekannt ge-
macht worden.

Die Republik, so großmüthig als gerecht, ver-
achtet die Feigen, und verstößt sie für immer.

Das Direktorium beschließt, daß obiges vom
grossen Rath unterm 2gten Wintermonat beschlossenes,
m:d vom Senat den zten Christmonat angenommenes
Gestz gedrukt, publiziert, vollzogen, und gegenwarti-
ge Originalakte mit dem Siegel der Republik verwahrt
werden solle.

Luzern den vierten Christmonat im Jahr eintau-
?enb siebenhundert neunzig und acht. (A. i?y8.)

Der Präsident des vollziehenden Direktoriums,
Oberlin.

Im Namen des Direktoriums der Generalsec.,

Mousson.
In drucken und zu publizieren anbefohlen:

Der Minister der Justiz und Polizei,
Fr. Bern. Meyer.

Entwurf zur litterarischen Societät des
Kantons Luzern, zur Beförderung der
Aufklarunq, des GcmemMites und der
Industrie in Hàtien.

i.
Zwek der Societät.

Art. l. Er besteht in der Beförderung des va-
terländischen Gemetngeistcs und des wahren Patriotism
nlus, im Gegensatze des Kantsnsgeistes, des oligar-
chischen Föderalismus und der Anarchie.

2. Ferner in der Aufklarung des helvetischen
Volkes über seine wichtigsten Angelegenheiten.

3. Endlich auch in der Aufmunterung der Wis>
senschasten, des Kunfiftcisses und nüzlicher Gewerbe
aller Art im Vaterlande.

ir.
Von den Mitteln der Societät.

Art. 4. Sie bedient sich zu jenem edeln Zwecke
vorzüglich des Mittels der Preßfreiheit, und wirkt
durch Ausarbeitung und Verbreitung nüzlicher Flug-
schristen auf den Geist der Nation.

Z. Die Societät unterhalt einen patriotischen
Briefwechsel niit allen litterarischen Societäten in den
andern Kantonen Helvttiens, um gemeinschaftlich mit
ihnen wider Unwissenheit, Schwärmerei, Aberglau-
ben, Föderalismus zu ringen, und Kunst und Wis-
senschaft, hcldenmüthige Vaterlandsliebe, Ehrfurcht
vor den Gesetzen, Enchusiasmus für Freiheit und
Gleichheit zu nähren.

6. Von einzelnen Gliedern dieser Gesellschaft wer-
den acht- oder vierzehntaglich (jedesmal an einem
Sonntagsnachmittage) Vorlesungen über wichtige und
gemeinnützige Gegenstände gehalten, zu deren Anhö-
rung die Bürger und Bürgerinnen von Luzern einge?
laden werden.

7. Die Societät unterhält mit Sorgfalt ein ge-
naues Register über die einsichtsvollen Gelehrten und
geschiktesten Künstler, Handwerker, Oekoiwme» des
Kantons u. s. f. nebst Bestimmung ihrer besondern
Fähigkeiten und der davon geleisteten Proben, Die
Societät wird bemüht seyn, die vortreflichsten dieser
Männer auf irgend eine Weise naher an sich zu
Messen. / ^8. Dkê Societät wird jährlich über wichtige die

Wohlfahrt des Vaterlandes berührende und befördern?
de Gegenstande Preissragen ausstelle» und belohnen.

9. Jedes Mitglied, welches Vorschlage wagt,
welche der Landesverfassung zuwiderlaufen, oder die

öffentliche Ordnung und Ruhe stören, oder die vor-
handerien Landesgesetze herabwürdigen, oder die Bes
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